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Beitragsfunktionen:

LANDWIRTSCHAFT: Großbetriebe im Vorteil

BVVG ändert die Spielregeln beim Verkauf volkseigenen Ackerlandes

POTSDAM - Die Privatisierung der ehemals volkseigenen Äcker und Wiesen in Ostdeutschland ist ein heißes Eisen. Kein Wunder: Schließlich ist das Eigentum an Grund und Boden ein entscheidender Produktionsfaktor in der Landwirtschaft. Abgewickelt wird der Verkauf der Flächen über die bundeseigene Bodenverwertungs- und -verwaltungsgesellschaft (BVVG). Deren – vom Bundesfinanzministerium vorgegebenen – Privatisierungsgrundsätze stehen im Kreuzfeuer der Kritik. Von allen Seiten wird an dem Treuhand-Nachfolger herumgezerrt: Die großen LPG-Nachfolgebetriebe, bäuerliche Familienbetriebe und ehemalige Eigentümer der Flächen wollen ihren Teil vom Kuchen abbekommen.

Derzeit ist ein wesentlicher Teil des Privatisierungsgeschäftes auf Eis gelegt: Seit Ende August 2009 darf die BVVG Flächen, bei denen der Pachtvertrag ausgelaufen ist, nicht mehr per Ausschreibung an den Meistbietenden verkaufen. Ostdeutsche Landesregierungen – unterstützt von den Landesbauernverbänden – hatten gegen die Verkaufspraxis interveniert. Wegen der steigenden Nachfrage nach Agrarflächen hatten sich bei den Ausschreibungen zuletzt so hohe Preise gebildet, dass die bisherigen Pächter – meist LPG-Nachfolgebetriebe – sich die Flächen nicht leisten können. 

Jetzt stehen Bund und Länder offenbar vor einer Einigung. Wohl schon in der kommenden Woche sollen nach MAZ-Informationen neue Privatisierungsgrundsätze verabschiedet werden. Sie sehen Zugeständnisse an die LPG-Nachfolger vor. Den von Interessenvertretern der Familienbetriebe befürchteten Ausverkauf der Flächen wird es aber wohl auch nicht geben.

Von der Ausschreibung als Regelfall für den Verkauf von Ackerflächen will der Bund, dem die Einnahmen aus dem Verkauf zufließen, demnach nicht abrücken. Die bisherigen Pächter, die ein Vorkaufsrecht genießen und das Land zum in der Ausschreibung gebotenen Preis übernehmen dürfen, können aber künftig per Gutachten prüfen lassen, ob der Preis angemessen ist. Ersatzweise können sie die Flächen für neun Jahre pachten, statt sie zu kaufen. 

Für die bäuerlichen Familienbetriebe bleibt diese Lösung unbefriedigend. Denn die LPG-Nachfolger sind beim Zugriff auf die BVVG-Flächen weiterhin im Vorteil. Immerhin bleibt den Kleinbetrieben die Möglichkeit erhalten, im Rahmen von Ausschreibungen mitzubieten und möglicherweise für einzelne Flächen den Zuschlag zu erhalten. Doch der beispielsweise vom mittelständisch geprägten Bauernbund Brandenburg geforderte Kurswechsel in der Bodenpolitik bleibt aus. Bauernbund-Geschäftsführer Reinhard Jung hatte angeregt, die Flächen generell in kleinen Teilstücken von maximal 15 Hektar an ortsansässige Betriebe zu verkaufen, um die Chancen der Kleinbetriebe zu erhöhen.

Immerhin hätte es für die Kleinen noch schlimmer kommen können. Nämlich dann, wenn sich Brandenburg durchgesetzt hätte. Die Landesregierung in Potsdam hatte gefordert, den Flächenanteil, der den Pächtern ganz ohne Ausschreibung frei zum Kauf angeboten werden darf, auf 650 Hektar pro Betrieb zu erhöhen. Derzeit liegt die Grenze bei 450 Hektar. Würde diese Forderung umgesetzt, wäre noch mehr Land von vornherein für die LPG-Nachfolger reserviert. Ohnehin werden, obwohl der Papierform nach eigentlich die Ausschreibung Vorrang haben soll, in der Praxis die meisten Flächen über solche Direktverkäufe veräußert. 

Vor einer noch großzügigeren Lösung schrecken Bund und Länder zurück, weil es eine große Unbekannte gibt: die Alteigentümer. Während der Bodenreform enteignete Grundbesitzer können, wenn sie sich in Ostdeutschland in der Landwirtschaft betätigen wollen, verbilligt Flächen aus dem BVVG-Fundus kaufen. Um diese Ansprüche zu bedienen, muss noch Land übrig bleiben. (Von Martin Usbeck)

Das Erbe der Bodenreform
· Die Bodenverwertungs- und Verwaltungsgesellschaft (BVVG) vermarktet seit 1992 die ehemals volkseigenen Acker-, Grünland- und Forstflächen in Ostdeutschland.
· Ein wesentlicher Teil des Kerngeschäftes ist mittlerweile abgeschlossen: Den Verkauf nach dem Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG). Danach durften neben Alteigentümern auch ortsansässige Agrarbetriebe – die Pächter – Flächen zu ermäßigten Preisen erwerben, die um bis zu 35 Prozent unter dem Verkehrswert lagen.
· Die Rabatte an die Pächter sind Ende 2009 auf Drängen der EU ausgelaufen, die darin eine unzulässige Subvention sah. Die Pächter haben aber weiterhin ein Vorkaufsrecht. Sie können die Flächen jetzt zum vollen Verkehrswert kaufen.
· Als Verkehrswert setzt die BVVG den Preis an, den sie bei der Ausschreibung der Flächen erzielen könnte. Diesen halten viele Betriebe für überhöht.
· Insgesamt hat die BVVG seit 1992 389 000 Hektar Äcker und Wiesen nach EALG verkauft, davon knapp 100 000 Hektar in Brandenburg. Us
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